
STAATLICHE BEIHILFEN

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe
C 48/99 (ex NN 129/98) � Spanien (Provinz `lava) � Steuerbeihilfen in Form einer Steuergut-

schrift von 45 %

(2000/C 71/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 17. August 1999, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist,
hat die Kommission den spanischen Behörden ihren Beschluß mitgeteilt, wegen der vorerwähnten Beihilfen
das Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser
Veröffentlichung an folgende Anschrift auf:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion Staatliche Beihilfen
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 98 15.

Alle Stellungnahmen werden den spanischen Behörden übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt,
kann unter Angaben von Gründen schriftlich beantragen, daß seine Identität nicht bekanntgegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG DER ENTSCHEIDUNG DER KOMMIS-
SION

1. ZUSAMMENFASSUNG DER BEIHILFE

Mitgliedstaat: Spanien

Region: Provinz `lava

Beihilfe Nr.: C 48/99

Titel: Steuerbeihilfen in Form einer Steuergutschrift von 45 %

Zielsetzung: Regionalentwicklung

Beihilfeempfänger: Unternehmen, die über 2,5 Mrd. ESP
(15 025 303 EUR) investieren

Rechtsgrundlage:

1. Norma Foral no 22/1994 de 20 de diciembre de 1994 (dis-
posición adicional sexta), Norma Foral no 33/1995 de 20 de
diciembre de 1995 (disposición adicional quinta), Norma
Foral no 24/1996 de 5 de julio de 1996 (disposición dero-
gatoria, punto 2.11), Norma Foral no 31/1996 de 18 de
diciembre de 1996 (disposición adicional sØptima)

2. Norma Foral no 33/1997 de 19 de diciembre de 1997 (dis-
posición adicional undØcima)

3. Norma Foral no 36/1998 de 17 de diciembre de 1998 (dis-
posición adicional sØptima)

Haushaltsmittel: Nicht bekannt

Beihilfeintensität oder -höhe: 45 % des Investitionsbetrags

Form der Beihilfe: Steuergutschrift

Laufzeit:

1. Vom 1.1.1995 bis 31.12.1997

2. Vom 1.1.1998 bis 31.12.1998

3. Vom 1.1.1999 bis 31.12.1999

2. WÜRDIGUNG DER BEIHILFE

2.1 Staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 87 Absatz 1
EG-Vertrag

Die vorerwähnte Steuergutschrift erfüllt die vier Kriterien des
Artikels 87 EG-Vertrag. Sie erfüllt insbesondere die Vorausset-
zung der Besonderheit, da sie bestimmte Unternehmen begün-
stigt. Tatsächlich können nur die Unternehmen, die Investitio-
nen von über 2,5 Mrd. ESP (15 025 303 EUR) durchführen,
in den Genuß der Steuergutschrift gelangen. Alle anderen Un-
ternehmen, die weniger als 2,5 Mrd. ESP investieren, sind als
Begünstigte ausgeschlossen.
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2.2 Verstoß gegen die Anmeldungspflicht des Artikels 88
Absatz 3 EG-Vertrag

Da die vorerwähnte Maßnahme nicht unter die De-minimis-
Regelung fällt, besteht für sie die Verpflichtung zur vorherigen
Anmeldung gemäß Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag. Die spa-
nischen Behörden sind dieser Verpflichtung nicht nachgekom-
men. Daher kann die Maßnahme als rechtswidrig angesehen
werden.

2.3 Würdigung der Vereinbarkeit der Steuergutschrift von
45 %

2.3.1 Sektorale Auswirkungen

Da die Steuergutschrift nicht auf bestimmte Wirtschaftszweige
beschränkt ist, gelangen die sektoralen Gemeinschaftsvorschrif-
ten wie diejenigen für die Erzeugung, Verarbeitung und Ver-
marktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse des Anhangs I
zum Vertrag, die Fischerei, den Kohlenbergbau, die Eisen- und
Stahlindustrie, den Verkehr, den Schiffbau, die Kunstfaser- und
die Kraftfahrzeugindustrie nicht zur Anwendung. Gehört also
das begünstigte Unternehmen einem dieser Wirtschaftszweige
an, könnte es sein, daß die Steuergutschrift mit den vorerwähn-
ten sektoralen Vorschriften nicht vereinbar ist. Unter diesen
Umständen ist ihre Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt
zweifelhaft.

2.3.2 Unternehmen in Schwierigkeiten

Da bei der Gewährung der Steuerbeihilfen auf die wirtschaftli-
che und finanzielle Lage der begünstigten Unternehmen keine
Rücksicht genommen wird, kann nicht ausgeschlossen werden,
daß es sich bei dem Begünstigten um ein Unternehmen in
Schwierigkeiten in Übereinstimmung mit den Leitlinien über
Beihilfen für Unternehmen in Schwierigkeiten handelt (ABl.
C 368 vom 23.12.1994). Die Gewährung der Steuerbeihilfen
wird jedoch im vorliegenden Fall nicht von den Voraussetzun-
gen abhängig gemacht, die insbesondere in Ziffer 3.2.3 der
Leitlinien vorgesehen sind. Deswegen sind die Beihilfen, falls
sie für Unternehmen in Schwierigkeiten bestimmt sind, hin-
sichtlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt
zweifelhaft.

2.3.3 Die Vorschriften für Regionalbeihilfen

Hinsichtlich der Anwendung der Ausnahme des Artikels 87
Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag auf Investitionsbeihilfen in
der Provinz `lava ist daran zu erinnern, daß in den Jahren
1995 bis 1999 nacheinander zwei Fördergebietskarten galten.
Zunächst galt die von der Kommission 1988 mit ihrer Ent-
scheidung 88/C 351/04 angenommene Karte. Diese Karte
wies ein Fördergebiet mit einer Höchstgrenze von 30 % NS˜,
ein Fördergebiet mit 20 % NS˜ und den Rest als nicht beihilfe-
fähig aus. Sie wurde anschließend aufgrund der Entscheidung
vom 26. Juli 1995 geändert; dabei wurde die gesamte Provinz
`lava als Fördergebiet mit einer Höchstgrenze von 25 % NS˜
für große Unternehmen anerkannt. Die Steuergutschrift ist je-
doch auf 45 % begrenzt. Es könnte daher sein, daß die vor-
erwähnten Höchstgrenzen nicht eingehalten werden.

Außerdem ist festzustellen, daß die beihilfefähigen Kosten nicht
mit den Kosten der einheitlichen Bemessungsgrundlage für re-
gionale Investitionsbeihilfen übereinstimmen, da zum einen Er-

satzinvestitionen nicht ausgeschlossen sind und zum anderen
ab dem 1. Januar 1998 wegen einer fehlenden Abgrenzung
ungewiß ist, welche Investitionskosten (sowohl die im Rahmen
des Investitionsprogramms als auch die in der Vorbereitungs-
phase) für eine Steuergutschrift in Betracht kommen. Fallen
bestimmte Investitionskosten, für die eine Steuergutschrift ge-
währt werden kann, nicht unter die einheitliche Bemessungs-
grundlage, so können die Beihilfen für diese Kosten nicht als
Investitionsbeihilfen angesehen werden. Demnach ist nicht aus-
zuschließen, daß mit diesen Beihilfen die laufenden Ausgaben
des begünstigten Unternehmens reduziert werden sollen. Folg-
lich würde es sich um Betriebsbeihilfen handeln. Diese werden
jedoch weder von den Voraussetzungen der Ziffer 6 der ein-
schlägigen Mitteilung der Kommission (1) noch von den Ziffern
4.15 bis 4.17 der Leitlinien für staatliche Beihilfen mit regiona-
ler Zielsetzung abhängig gemacht.

Angesichts der Vorschriften über staatliche Beihilfen mit regio-
naler Zielsetzung bestehen demnach Bedenken bezüglich der
Vereinbarkeit der vorerwähnten Steuerbeihilfen mit dem Ge-
meinsamen Markt.

2.3.4 Große Investitionsvorhaben

Für die Zeit ab dem 1. September 1998 kann nicht aus-
geschlossen werden, daß die Investitionen, die Gegenstand der
Beihilfen sind, in den Anwendungsbereich des multisektoralen
Regionalbeihilferahmens für große Investitionsvorhaben
(98/C 107/05) fallen. Die Steuerbeihilfen unterliegen jedoch we-
der der für große Investitionsvorhaben bestehenden Anmel-
dungspflicht, noch ist eine etwaige Herabsetzung der Beihilfe-
intensität nach einer entsprechenden Würdigung durch die
Kommission vorgesehen. Dies gibt hinsichtlich der Vereinbar-
keit der Steuerbeihilfen im Falle großer Investitionsvorhaben
Anlaß zu Bedenken.

2.3.5. Schlußfolgerung

Zusammenfassend ist festzustellen, daß hinsichtlich der Verein-
barkeit der vorerwähnten Steuerbeihilfen mit dem Gemein-
samen Markt aufgrund der Ausnahme des Artikels 87 Absatz
3 Buchstabe c) EG-Vertrag Bedenken bestehen. Dasselbe gilt für
die anderen Ausnahmen des Artikels 87 Absatz 2 und des
Artikels 87 Absatz 3 EG-Vertrag. Denn die Beihilfen können
nicht gemäß Artikel 87 Absatz 2 Buchstabe a) als Beihilfen
sozialer Art angesehen werden, und sie sind gemäß Artikel
87 Absatz 2 Buchstabe b) auch nicht zur Beseitigung von
Schäden, die durch Naturkatastrophen oder sonstige außerge-
wöhnliche Ereignisse entstanden sind, bestimmt. Sie fallen im
übrigen auch nicht unter die Vorschriften des Artikels 87 Ab-
satz 2 Buchstabe c). Ebensowenig sind die Beihilfen zur För-
derung wichtiger Vohaben von gemeinsamem europäischen In-
teresse oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung im
Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaates aufgrund von Artikel
87 Absatz 3 Buchstabe b) bestimmt. Von Beihilfen zur För-
derung der Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes
gemäß Artikel 87 Absatz 3 Buchstabe d) kann ebenfalls nicht
die Rede sein.
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(1) Mitteilung der Kommission über die Methode zur Anwendung von
Artikel 87 Absatz 3 Buchstaben a) und c) EG-Vertrag auf Regional-
beihilfen (ABl. C 212 vom 12.8.1988).



Aus diesem Grunde muß wegen der Steuerbeihilfen in Form
einer Steuergutschrift von 45 % das Verfahren nach Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag eröffnet werden.

Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 des Rates
können alle rechtswidrigen Beihilfen vom Empfänger zurückge-
fordert werden.

SCHREIBEN

«PROCEDIMIENTO

Gracias a la información trasmitida por las autoridades espaæo-
las en el marco del procedimiento incoado con respecto a las
ayudas destinadas a financiar las inversiones de la empresa
Daewoo Electronics Manufacturing Espaæa SA (ayuda C 76/97,
ex NN 115/97), la Comisión tuvo conocimiento de la existencia
de ayudas fiscales a la inversión en el Territorio Histórico de
`lava en forma de un crØdito fiscal del 45 %, al menos desde
1995.

Segœn la información en poder de la Comisión, las ayudas
fiscales en cuestión entraron en vigor el 1 de enero de 1995,
en virtud de la disposición adicional sexta de la Norma Foral no

22/1994 de 20 de diciembre de 1994 (2), con una duración de
un aæo. Posteriormente, estas medidas se prorrogaron en virtud
de la disposición adicional quinta de la norma Foral no

33/1995 de 20 de diciembre de 1995 (3) hasta finales de 1996,
y en virtud de la disposición adicional sØptima de la Norma
Foral no 31/1996 de 18 de diciembre de 1996 (4), hasta finales
de 1997. Por otra parte, se modificaron en virtud del punto
2.11 de la disposición derogatoria de la Norma Foral no

24/1996 de 5 de julio de 1996 sobre el impuesto sobre socie-
dades (5). Por la disposición adicional undØcima de la Norma
Foral no 33/1997 de 19 de diciembre de 1997 (6), las autorida-
des provinciales crearon nuevas ayudas exclusivamente para el
aæo 1998 similares, en gran parte, a las ayudas fiscales ante-
riores. Por la disposición adicional sØptima de la Norma Foral
no 36/1998 de 17 de diciembre de 1998 (7), las autoridades
provinciales crearon otras ayudas exclusivamente para el aæo
1999 similares tambiØn, en gran parte, a las ayudas fiscales del
aæo anterior.

Ayudas fiscales en vigor del 1 de enero al 31 de diciembre
de 1995

El texto de la citada disposición adicional sexta de la Norma
Foral no 22/1994 de 20 de diciembre es el siguiente:

�Sexta. Las inversiones en activos fijos materiales nuevos,
efectuadas entre el 1 de enero de 1995 y el 31 de diciem-
bre de 1995, que excedan de 2 500 millones de pesetas
segœn acuerdo de la Diputación Foral de `lava, gozarÆn
de crØdito fiscal del 45 % del importe de la inversión que
determine la Diputación Foral de Alava, aplicable a la
cuota a pagar del impuesto personal.

La deducción no aplicada, por insuficiencia de cuota, po-
drÆ aplicarse dentro de los nueve aæos siguientes a aquel
en que se haya dictado el acuerdo de la Diputación Foral
de `lava.

Este acuerdo de la Diputación Foral de `lava fijarÆ los
plazos y limitaciones que, en cada caso, resulten de apli-
cación.

Los beneficios reconocidos al amparo de la presente dis-
posición serÆn incompatibles con cualesquiera otros bene-
ficios tributarios existentes en razón de las mismas inver-
siones.

Igualmente la Diputación Foral de `lava determinarÆ la
duración del proceso de inversión que podrÆ acoger a
inversiones realizadas en la fase de preparación del pro-
yecto origen de las inversiones.�.

Ayudas fiscales en vigor del 1 de enero de 1996 al 31 de
diciembre de 1997

Durante este período, la modificación introducida en el texto
mencionado consistió en suprimir la referencia a los nueve
aæos del segundo pÆrrafo. De esta manera, la deducción no
aplicada, debido al importe final insuficiente de impuesto que
debe pagarse, puede aplicarse sin límite de tiempo.

Ayudas fiscales en vigor del 1 de enero al 31 de diciembre
de 1998

El texto de la citada disposición adicional undØcima de la
Norma Foral no 33/1997 de 19 de diciembre de 1997 es el
siguiente:

�1. Con efectos exclusivos para 1998, los procesos de
inversión iniciados a partir del 1 de enero de 1998, que
excedan de 2 500 millones de pesetas, gozarÆn de crØdito
fiscal del 45 % del importe de la inversión. Este crØdito
fiscal se aplicarÆ a la cuota a pagar del impuesto personal.

2. La deducción no aplicada, por insuficiencia de cuota,
podrÆ aplicarse en los aæos siguientes.

3. Dentro del proceso de inversión, tienen cabida las
inversiones que, realizadas en la fase de preparación del
proyecto origen de las inversiones, tengan una relación
necesaria y directa con el citado proceso.

4. La aplicación del crØdito fiscal a que hace referencia
esta disposición general, requerirÆ su comunicación por el
contribuyente a la Diputación Foral de `lava, en el mo-
delo que a tal efecto apruebe el Diputado Foral de Ha-
cienda, Finanzas y Presupuestos.
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(2) Norma Foral no 22/1994 de 20 de diciembre de 1994 (disposición
adicional sexta).

(3) Norma Foral no 33/1995 de 20 de diciembre de 1995 (disposición
adicional quinta).

(4) Norma Foral no 31/1996 de 18 de diciembre de 1996 (disposición
adicional sØptima).

(5) Norma Foral no 24/1996 de 5 de julio de 1996 (disposición dero-
gatoria no 2.11).

(6) Norma Foral no 33/1997 de 19 de diciembre de 1997 (disposición
adicional undØcima).

(7) Norma Foral no 36/1998 de 17 de diciembre de 1998 (disposición
adicional sØptima).



5. Los beneficios reconocidos al amparo de la presente
disposición serÆn incompatibles con cualesquiera otros
beneficios tributarios existentes en razón de las mismas
inversiones.�.

Ayudas fiscales en vigor del 1 de enero al 31 de diciembre
de 1999

El texto de la citada disposición adicional undØcima de la
Norma Foral no 33/1997 de 19 de diciembre de 1997 es el
siguiente:

�1. Con efectos exclusivos para 1999, los procesos de
inversión iniciados a partir del 1 de enero de 1999 que
excedan de 2 500 millones de pesetas, gozarÆn de crØdito
fiscal del 45 % del importe de la inversión. Este crØdito
fiscal se aplicarÆ a la cuota a pagar del impuesto personal.

2. A los efectos de computar la cifra de 2 500 millones
a que se ha hecho referencia en el apartado anterior, no se
tendrÆn en cuenta las subvenciones recibidas por el con-
tribuyente.

3. En la base a tener en cuenta para aplicar el porcen-
taje del crØdito fiscal, no se computarÆn las subvenciones
recibidas por el contribuyente.

4. La deducción no aplicada, por insuficiencia de cuota,
podrÆ aplicarse en los aæos siguientes.

5. Dentro del proceso de inversión, tienen cabida las
inversiones que, realizadas en la fase de preparación del
proyecto origen de las inversiones, tengan una relación
necesaria y directa con el citado proceso.

6. La aplicación del crØdito fiscal a que hace referencia
esta disposición general, requerirÆ su comunicación por el
contribuyente a la Diputación Foral de Alava, en el mo-
delo que a tal efecto apruebe el Diputado Foral de Ha-
cienda, Finanzas y Presupuestos.

7. El crØdito fiscal reconocido en la presente disposi-
ción, serÆ incompatible con cualesquiera otros incentivos
tributarios existentes por razón de las mismas inversio-
nes.�.

Descripción detallada de las ayudas fiscales en cuestión

La Comisión constata que el objeto de las ayudas lo constituye
la inversión en activos fijos materiales nuevos siempre que
exceda los 2 500 millones de pesetas espaæolas y que se
haya iniciado durante el período comprendido entre el 1 de
enero de 1995 y el 31 de diciembre de 1997. En cambio, a
partir de esta fecha y hasta finales de 1999, el objeto de las
ayudas no lo constituye œnicamente la inversión en activos fijos
materiales nuevos sino cualquier inversión (8) iniciada durante
este período, incluidos los gastos de inversión efectuados en la
fase de preparación del proyecto en el que se basan las inver-
siones. AdemÆs, la Comisión pone de relieve que, para el pe-
ríodo comprendido entre el 1 de enero y el 31 de diciembre de
1999, las posibles subvenciones percibidas por el beneficiario
no se tendrÆn en cuenta ni para establecer si la inversión

supera el límite mÆximo de 2 500 millones de pesetas espaæo-
las, ni para determinar la base imponible a la que se aplicarÆ el
crØdito fiscal del 45 %.

Aunque el crØdito fiscal mencionado sea incompatible con
cualquier otra ventaja fiscal existente para las mismas inversio-
nes, la Comisión observa que sería acumulable con otras ayu-
das en forma de subvenciones.

Valoración de las ayudas fiscales en cuestión

1. El carÆcter de ayuda estatal segœn el apartado 1 del artículo 87
del Tratado CE

La Comisión recuerda que, para la aplicación de las normas
comunitarias en materia de ayudas estatales, el carÆcter fiscal
de las medidas en cuestión es indiferente puesto que el artículo
87 se aplica a las medidas de ayuda �bajo cualquier forma�. No
obstante, la Comisión pone de relieve que para ser calificadas
de ayuda, las medidas en cuestión deben satisfacer acumulati-
vamente los cuatro criterios que define el artículo 87 y que se
exponen a continuación.

En primer lugar, la Comisión seæala que el crØdito fiscal men-
cionado concede a sus beneficiarios una ventaja que asciende al
45 % del importe de las inversiones y que reduce las cargas que
normalmente gravan su presupuesto, por medio de una reduc-
ción parcial del importe del impuesto que debe pagarse.

En segundo lugar, la Comisión estima que el crØdito fiscal
mencionado implica una pØrdida de ingresos fiscales y equivale,
por tanto, al consumo de recursos pœblicos en forma de gastos
fiscales.

En tercer lugar, la Comisión considera que el crØdito fiscal
mencionado afecta a la competencia y a los intercambios co-
merciales entre Estados miembros. En efecto, habida cuenta de
que los beneficiarios ejercen actividades económicas que pue-
den ser objeto de intercambios comerciales entre los Estados
miembros, la ayuda refuerza la posición de las empresas bene-
ficiarias con relación a otras empresas competidoras en el co-
mercio intracomunitario, por lo que influye en el mismo. Ade-
mÆs, las empresas beneficiarias ven mejorada su rentabilidad
por el aumento de su resultado neto (beneficios despuØs de
impuestos). De esta manera, estÆn en condiciones de competir
con las empresas no beneficiarias del crØdito fiscal, o bien
porque no invirtieron, o bien porque sus inversiones no alcan-
zaron el límite mÆximo de 2 500 millones de pesetas espaæo-
las.

Por œltimo, la Comisión opina que el crØdito fiscal mencionado
es específico o selectivo en el sentido de que favorece a algunas
empresas. En efecto, sólo las empresas que realizan inversiones
que superan el límite mÆximo de 2 500 millones de pesetas
espaæolas (15 025 303 ecus) pueden beneficiarse del crØdito
fiscal en cuestión. Todas las demÆs empresas, incluso cuando
inviertan pero sin superar el citado umbral de 2 500 millones
de pesetas espaæolas, quedan excluidas del beneficio de las
ayudas.
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(8) No se ha facilitado una definición precisa de lo que las autoridades
espaæolas entienden por �inversión� para la aplicación de las ayudas
fiscales en cuestión.



Por otra parte, la Comisión considera que este carÆcter de
ventaja selectiva se debe tambiØn a un poder discrecional de
la Administración fiscal. En este caso concreto, la Comisión
constata que la Diputación Foral de `lava, al menos durante
el período comprendido entre el 1 de enero de 1995 y el 31 de
diciembre de 1997, disponía de un poder discrecional para
determinar quØ inversiones, de un importe superior a 2 500
millones de pesetas espaæolas, podían beneficiarse del crØdito
fiscal, para decidir a quØ parte de las inversiones podía apli-
carse la reducción del 45 % y para fijar los plazos y los límites
mÆximos aplicables a cada caso.

En conclusión, la Comisión considera que el tipo impositivo
inferior mencionado es una ayuda estatal segœn lo dispuesto en
el apartado 1 del artículo 87 y en el apartado 1 del artículo 61
del Acuerdo EEE ya que se trata de una ayuda concedida por el
Estado con recursos de Estado que favorece a algunas empresas,
falsea la competencia y afecta a los intercambios comerciales
entre los Estados miembros.

2. Incumplimiento de la obligación de notificación del apartado 3 del
artículo 88 del Tratado CE

Teniendo en cuenta que las autoridades espaæolas no se com-
prometieron a conceder las ayudas respetando las condicio-
nes (9) para las ayudas de minimis, la Comisión considera que
estas ayudas no pueden considerarse como ayudas sujetas a la
norma de minimis.

La Comisión considera que las ayudas estatales que no se rigen
por la norma de minimis estÆn sujetas a la obligación de noti-
ficación previa establecida en el apartado 3 del artículo 88 del
Tratado CE y en el apartado 3 del artículo 62 del Acuerdo EEE.
Sin embargo, las autoridades espaæolas no han respetado esta
obligación, razón por la que la Comisión opina que estas ayu-
das pueden considerarse ilegales. La Comisión lamenta a este
respecto el incumplimiento de las autoridades espaæolas de su
obligación de notificación previa de las ayudas en cuestión.

3. Evaluación de la compatibilidad del crØdito fiscal del 45 %

La Comisión constata que el crØdito fiscal mencionado es una
ayuda supeditada a la realización de una inversión (10). AdemÆs,
la Comisión recuerda que en el Anexo I de las Directrices de las
ayudas con finalidad regional (DO C 74 de 10.3.1998, p. 9)
precisa que �las ayudas fiscales pueden considerarse ayudas a la
inversión cuando Østa constituye su base imponible. AdemÆs,
cualquier ayuda fiscal puede entrar en esta categoría si su
importe alcanza un límite expresado en porcentaje de la inver-
sión�. Ahora bien, en el caso que nos ocupa, el crØdito fiscal
cumplía estas condiciones ya que, por una parte, tiene como
base imponible o los activos fijos nuevos o la inversión, y, por
otra, el crØdito paga hasta el 45 % de la inversión. Por esta
razón, la Comisión considera que dicho crØdito fiscal tiene
carÆcter de ayuda a la inversión. Procede, por tanto, examinar
las distintas normas comunitarias en materia de ayudas a la
inversión. Al carecer, no obstante, de una definición precisa de
los tØrminos �inversión� e �inversiones en la fase de prepara-
ción� contenidos en las disposiciones que crearon las ayudas

fiscales en cuestión a partir del 1 de enero de 1998, la Comi-
sión no descarta, por el momento, que una parte de los gastos
de inversión que pueden acogerse al crØdito fiscal no entren en
la definición comunitaria de inversión inicial (11). En estos ca-
sos, las ayudas no podrían considerarse como ayudas a la
inversión sino como ayudas con otra finalidad: asesoramiento,
funcionamiento, etc.

Repercusiones sectoriales

El crØdito fiscal en cuestión, que no estÆ sujeto a limitaciones
sectoriales, puede ser concedido a empresas sujetas a las nor-
mas especiales comunitarias relativas a determinados sectores
como las actividades de producción, transformación y comer-
cialización de los productos agrarios del anexo I del Tratado, la
pesca, la industria del carbón, la siderurgia, el transporte, la
construcción naval, las fibras sintØticas y la industria automo-
vilística. La Comisión considera, pues, que las ayudas fiscales en
forma de crØdito fiscal del 45 % pueden no respetar dichas
normas sectoriales. En esas condiciones, la Comisión tiene
sus dudas sobre la compatibilidad de dichas ayudas cuando el
beneficiario pertenezca a un sector sujeto a las normas espe-
ciales comunitarias.

Empresas en crisis

Considerando que la concesión de las ayudas fiscales en cues-
tión no tiene en cuenta la situación económica y financiera de
las empresas beneficiarias, la Comisión estima que no puede
descartarse que el beneficiario sea una empresa en crisis con
arreglo a las Directrices comunitarias sobre ayudas estatales de
salvamento y de reestructuración de empresas en crisis (DO C
368 de 23.12.1994). Ahora bien, la concesión de las ayudas
fiscales en cuestión no estÆ sujeta a las condiciones establecidas,
en concreto, en el punto 3.2.3 de dichas Directrices. Si no se
respetan dichas condiciones, estas ayudas plantean dudas en
cuanto a su compatibilidad con el mercado comœn cuando
van destinadas a empresas en crisis.

Normas regionales

Por lo que se refiere a la aplicación de la excepción a la letra c)
del apartado 3 del artículo 87 del Tratado CE a las ayudas a la
inversión en el Territorio Histórico de `lava, la Comisión re-
cuerda que, durante el período 1995-1999, estuvieron vigentes
sucesivamente dos mapas de ayudas regionales. Primero, el
mapa adoptado en 1988 por la Decisión 88/C 351/04 de la
Comisión. Este mapa preveía que las ayudas a la inversión para
el desarrollo se considerarían compatibles con el mercado co-
mœn con arreglo a la excepción a la letra c) del apartado 3 del
artículo 87 del Tratado CE siempre que no sobrepasaran el
límite mÆximo del 30 % del equivalente en subvención neta
(ESN) en el caso de las grandes empresas de la zona industrial
del Valle del Nervión y del 20 % del ESN en el caso de las
grandes empresas de las zonas pirenaicas. En cambio, las ayu-
das a la inversión en el resto del Territorio Histórico no podían
considerarse compatibles con el mercado comœn con arreglo a
la excepción a la letra c) del apartado 3 del artículo 87 del
Tratado CE.
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(9) VØase el apartado 3.2 de las Directrices comunitarias de ayudas a
las pequeæas y medianas empresas (PYME) (DO C 213 de
19.8.1992) y la Comunicación de la Comisión relativa a las ayudas
de minimis (DO C 68 de 6.3.1996).

(10) VØase el anexo de la Comunicación de la Comisión de 1979 (DO C
31 de 3.2.1979).

(11) VØase el apartado 18 del anexo de la Comunicación de la Comisión
de 1979 (DO C 31 de 3.2.1979) o el apartado 4.4 de las Directrices
de las ayudas estatales con finalidad regional (DO C 74 de
10.3.1998, p. 9).



En segundo lugar, la Comisión recuerda que mediante su De-
cisión de 26 de julio de 1995, relativa a la modificación del
mapa de las ayudas regionales en Espaæa, revisó el mapa men-
cionado considerando, en lo sucesivo, que el conjunto del Te-
rritorio Histórico de `lava era una región donde las ayudas a la
inversión en favor del desarrollo regional podían considerarse
compatibles con el mercado comœn en virtud de la excepción a
la letra c) del apartado 3 del artículo 87 del Tratado CE siempre
que no sobrepasaran el límite mÆximo del 25 % del ESN en el
caso de las grandes empresas.

AdemÆs, la Comisión recuerda tambiØn que, en el caso de las
pequeæas y medianas empresas (PYME) (12), la intensidad de la
ayuda a la inversión, segœn las Directrices comunitarias de
ayudas a las PYME (13), puede sobrepasar en 10 puntos de
porcentaje el límite mÆximo regional aplicable a las grandes
empresas, siempre que el total no exceda el 30 % del ESN.

Por otra parte, la Comisión pone de relieve que estos límites
mÆximos se aplican solamente a algunos costes subvenciona-
bles contenidos en la base imponible tipo, indicada en la letra
c) del punto 5 del anexo a la Resolución del Consejo de 20 de
octubre de 1971 (14), en el punto 18 del anexo a la Comunica-
ción de la Comisión de 1979 (15) o en el punto 4.4 de las
Directrices de las ayudas estatales con finalidad regional (DO
C 74 de 10.3.1998, p. 9) y siempre que satisfagan la definición
comunitaria de inversión inicial mencionada que excluye, en
concreto, las inversiones de sustitución. Por œltimo, la Comi-
sión destaca que, para las ayudas instituidas para el período
comprendido entre el 1 de enero y el 31 de diciembre de 1999,
son de aplicación las Directrices regionales citadas. Por lo tanto,
las ayudas a la inversión que no sobrepasen estos límites mÆ-
ximos tambiØn estarÆn sujetas a algunas condiciones estableci-
das por dichas Directrices regionales, por ejemplo: aportación
mínima del beneficiario del 25 % de la inversión (punto 4.2),
presentación de la solicitud de ayuda antes del inicio de la
ejecución de los proyectos de inversión (punto 4.2), manteni-
miento de la inversión durante un período mínimo de cinco
aæos (punto 4.10), subordinación de las ayudas para inversiones
inmateriales a las condiciones del punto 4.6, observancia de los
límites de ayuda respectivos en caso de acumulación (puntos
4.18 a 4.21).

Sin embargo, la Comisión observa, en primer lugar, que las
ayudas fiscales en forma de crØdito fiscal del 45 % no se han
limitado (durante el período que termina en la fecha de su
citada Decisión de 26 de julio de 1995) a la zona industrial
del Valle del Nervión y a las zonas pirenaicas (que eran las
œnicas zonas que podían solicitarlas segœn el mapa de ayudas
regionales vigente en aquel momento) y no se limitan al 30, al
25 o al 20 % del ESN, dependiendo de las zonas y períodos, en
el caso de las grandes empresas, ni al 30 % del ESN en el caso
de las PYME en zonas elegibles. Fuera de estas zonas, estas
ayudas no se limitan al 15 % del equivalente en subvención
bruta (ESB) en el caso de las empresas pequeæas y al 7,5 %
del ESB en el caso de empresas medianas. Por consiguiente, la

Comisión constata que los costes subvencionables no se ajustan
a los de la base imponible tipo mencionada ya que, por una
parte, no estÆn excluidas las inversiones de sustitución y, por
otra, no estÆ claro, a partir del 1 de enero de 1998, quØ gastos
de inversión (tanto los del programa de inversión en sí como
los de la fase de preparación) pueden acogerse al crØdito fiscal.
Efectivamente, falta una definición precisa. A este respecto, la
Comisión pone de relieve que dado que algunos gastos de
inversiones que pueden acogerse al crØdito fiscal en cuestión
no se ajustan a la base imponible tipo, las ayudas correspon-
dientes no tendrían carÆcter de ayudas a la inversión. En estas
condiciones, la Comisión considera que se puede descartar que
estas ayudas estØn destinadas a financiar otras actividades,
como el asesoramiento, o a reducir los gastos corrientes de
las empresas beneficiarias, con lo que tendrían carÆcter de
ayudas de funcionamiento. Ahora bien, estas ayudas de funcio-
namiento no estÆn sujetas ni a las condiciones establecidas en
el punto 6 de la Comunicación de la Comisión (16) ni a los
puntos 4.15 al 4.17 de las Directrices regionales. Por œltimo, la
Comisión observa que las ayudas fiscales en cuestión tampoco
estÆn sujetas a las demÆs condiciones citadas en el apartado
anterior, establecidas por las Directrices regionales. En cuanto a
otras posibles ayudas, por ejemplo para asesoramiento, la Co-
misión no estÆ en condiciones de apreciarlas dado que carece
de información mÆs precisa.

Por consiguiente, la Comisión opina que la compatibilidad de
las ayudas fiscales en cuestión suscita dudas a la luz de las
normas en materia de ayudas estatales con finalidad regional.

Por lo que se refiere al período a partir del 1 de septiembre de
1998, la Comisión considera, ademÆs, que no se descarta que la
inversión objeto de la ayuda estØ contemplada en las Directrices
multisectoriales sobre ayudas regionales a grandes proyectos de
inversión (DO C 107 de 7.4.1998, p. 7). En efecto, en todos los
proyectos de inversión cuyo importe supere los 50 millones de
ecus (15 millones en el caso del sector textil o de la confec-
ción), en los que la intensidad supere el 50 % del límite mÆ-
ximo regional, y la ayuda por puesto de trabajo sobrepase los
40 000 ecus/empleo (30 000 ecus/empleo en el caso de la
industria textil o de la confección) o en los proyectos de in-
versión en los que la ayuda total supere los 50 millones de
ecus, se exige una notificación individual en virtud del apartado
3 del artículo 88 del Tratado CE para que la Comisión pueda
determinar cuÆl es la intensidad mÆxima de la ayuda compati-
ble con el mercado comœn. Ahora bien, las ayudas fiscales en
cuestión no estÆn supeditadas ni a la notificación en el caso de
los denominados grandes proyectos, ni a la posible reducción
de la intensidad de ayuda que se derivaría de la valoración de la
Comisión. En estas condiciones, la Comisión insiste en que
tiene dudas en cuanto a la compatibilidad de estas ayudas
fiscales en el caso de los grandes proyectos.

En resumen, la Comisión duda de la compatibilidad de las
ayudas fiscales en cuestión con el mercado comœn con arreglo
a la excepción a la letra c) del apartado 3 del artículo 87 del
Tratado CE que se refiere a �las ayudas destinadas a facilitar el
desarrollo [. . .] de determinadas regiones económicas [. . .]�. Lo
mismo sucede en cuanto a las demÆs excepciones a los apar-
tados 2 y 3 del artículo 87 del Tratado CE. En efecto, estas
ayudas no pueden considerarse como ayudas de carÆcter social
segœn lo dispuesto en la letra a) del apartado 2 del artículo 87,
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(12) En el sentido de las Directrices comunitarias de ayudas a las PYME
(DO C 213 de 19.8.1992) o de la Recomendación de la Comisión
de 3 de abril de 1996 relativa a la definición de las pequeæas y
medianas empresas (DO C 213 de 23.7.1996, p. 4).

(13) Directrices comunitarias de ayudas a las PYME (DO C 213 de
19.8.1992) o Directrices comunitarias de ayudas a las PYME (DO
C 213 de 23.7.1996).

(14) (DO C 111 de 4.11.1971).
(15) (DO C 31 de 3.2.1979).

(16) Comunicación de la Comisión sobre el mØtodo de aplicación de las
letras a) y c) del apartado 3 del artículo 87 a las ayudas regionales
(DO C 212 de 12.8.1988).



no estÆn destinadas a reparar los perjuicios causados por desas-
tres naturales o por otros acontecimientos de carÆcter excep-
cional segœn lo dispuesto en la letra b) del apartado 2 del
artículo 87 y no estÆn sujetas a las disposiciones de la letra
c) del apartado 2 del artículo 87 acerca de �las ayudas desti-
nadas a facilitar el desarrollo de determinadas actividades [. . .]�.
AdemÆs, no tienen por objeto promover la realización de un
proyecto importante de interØs europeo comœn o poner reme-
dio a una grave perturbación en la economía de un Estado
miembro segœn lo dispuesto en la letra b) del apartado 3 del
artículo 87. Por œltimo, no estÆn destinadas a promover la
cultura ni la conservación del patrimonio segœn lo dispuesto
en la letra d) del apartado 3 del artículo 87.

Habida cuenta de las consideraciones expuestas, la Comisión
insta a las autoridades espaæolas, en el marco del procedi-
miento del apartado 2 del artículo 88 del Tratado CE, a que
presente sus observaciones y facilite toda la información perti-
nente para la evaluación de las ayudas fiscales en forma de
crØdito fiscal del 45 % al Territorio Histórico de `lava en un
plazo de un mes a partir de la fecha de recepción de la pre-
sente carta. En este caso, la información pertinente se refiere
especialmente a las posibles ayudas fiscales en forma de crØdito
fiscal a las inversiones vigente durante todos o algunos de los
aæos del período 1986-1994, copias de las decisiones de con-
cesión de la ayuda para el período 1995-1997 y copias, en

modelo oficial, de las comunicaciones de los interesados a la
Diputación Foral para el período 1998-1999, en las que figu-
ren, como mínimo, la naturaleza de los costes de inversión que
pueden acogerse a las ayudas, el importe del crØdito fiscal de
cada beneficiario, las ayudas pagadas a cada beneficiario y el
saldo de las que quedan por pagar, la posible situación de crisis
de la empresa de los beneficiarios sujeta a las citadas Direc-
trices comunitarias sobre ayudas estatales de salvamento y de
reestructuración de empresas en crisis, los detalles en caso de
acumulación (importe, costes elegibles, regímenes de ayudas
aplicados, si procede, etc.), la definición precisa y detallada de
los tØrminos �inversión� e �inversiones en la fase de prepara-
ción� contenidos en las disposiciones por las que se crearon las
ayudas fiscales en cuestión a partir del 1 de enero de 1998. Por
œltimo, la Comisión insta a las autoridades espaæolas a que
transmitan inmediatamente una copia de la presente carta a
los beneficiarios potenciales de la ayuda.

Conviene precisar que la presente Decisión sólo afecta a las
medidas fiscales que son examinadas explícitamente, y no se
pronuncia sobre las otras medidas contenidas en el rØgimen
fiscal específico del Territorio Histórico de `lava. La Comisión
se reserva la posibilidad de examinar, sea en cuanto rØgimen
general, como en su posible aplicación a una empresa especí-
fica, aquellas medidas que pudieran constituir ayudas.».

Mitteilung der Kommission über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf staatliche
Beihilfen in Form von Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften

(2000/C 71/07)

1. EINLEITUNG

1.1 In dieser Mitteilung stellt die Kommission ihre Haltung
gegenüber staatlichen Beihilfen dar, die in Form von
Garantien (der im folgenden verwendete Ausdruck ÐGa-
rantie� umfaßt sowohl Haftungsverpflichtungen als auch
Bürgschaften) gewährt werden. Garantien werden in der
Regel für einen Kredit oder eine andere finanzielle Ver-
pflichtung übernommen, die ein Kreditnehmer gegen-
über einem Kreditgeber eingehen will. Diese Mitteilung
bezieht sich jedoch auf alle Formen von Garantien, un-
abhängig von ihrer Rechtsgrundlage und unabhängig da-
von, welches Rechtsgeschäft abgedeckt wird. Garantien
können einzeln oder im Rahmen von Garantieregelungen
gewährt werden. Liegt eine Beihilfe vor, so handelt es
sich in der Regel um eine Beihilfe zugunsten des Kredit-
nehmers. Unter bestimmten Umständen kann aber auch
eine Beihilfe zugunsten des Kreditgebers vorliegen.

1.2 Diese Mitteilung gilt vorbehaltlich von Artikel 295 und
läßt also die Eigentumsordnung in den verschiedenen
Mitgliedstaaten unberührt. Die Kommission verhält sich
neutral gegenüber öffentlichem oder privatem Eigentum.
Diese Mitteilung gilt nicht für Ausfuhrkreditbürgschaften.

1.3 1989 richtete die Kommission zwei Schreiben über staat-
liche Bürgschaften an die Mitgliedstaaten. Im ersten
Schreiben (1) wies sie darauf hin, daß ihrer Auffassung
nach alle vom Staat übernommenen Bürgschaften in den
Anwendungsbereich von Artikel 87 Absatz 1 fallen. Aus

diesem Schreiben geht hervor, daß geplante Bürgschaften
oder geplante ˜nderungen von Bürgschaften rechtzeitig
bei der Kommission anzumelden sind, damit sich diese
dazu äußern kann. In dem zweiten Schreiben (2) stellte
die Kommission klar, daß sie beabsichtigte, die Fest-
legung von Regelungen für die Vergabe staatlicher Bürg-
schaften zu überprüfen, und daß im Rahmen einer ge-
nehmigten Regelung erteilte Bürgschaften nicht mittei-
lungspflichtig sind. 1993 nahm die Kommission eine
Mitteilung (3) an, in der sie unter anderem zur Frage
staatlicher Bürgschaften und Haftungen Stellung nahm.

1.4 Die in der Zwischenzeit gewonnenen Erfahrungen lassen
es geboten erscheinen, die Politik der Kommission in
diesem Bereich neu zu definieren. Diese Mitteilung er-
setzt die zwei Schreiben der Kommission von 1989 und
Randnummer 38 der Mitteilung der Kommission von
1993. Die Kommission will hiermit den Mitgliedstaaten
ausführlichere Erläuterungen über die Grundsätze an die
Hand geben, auf die sie sich bei ihrer Auslegung der
Artikel 87 und 88 und deren Anwendung auf staatliche
Bürgschaften und Haftungsverpflichtungen stützt. Auf
diese Weise möchte die Kommission ihre Politik in die-
sem Bereich so transparent wie möglich gestalten und
damit die Voraussehbarkeit ihrer Entscheidungen und
die Gleichbehandlung sicherstellen.
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(1) Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/4328
vom 5. April 1989.

(2) Schreiben der Kommission an die Mitgliedstaaten SG(89) D/12772
vom 12. Oktober 1989.

(3) Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten � Anwendung
der Artikel 92 und 93 EWG-Vertrag und des Artikels 5 der Richt-
linie 80/723/EWG der Kommission über öffentliche Unternehmen
in der verarbeitenden Industrie (ABl. C 307 vom 13.11.1993, S. 3).


